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Auf wen ist wirklich Verlaß?

riesigen Fragezeichen versehen hatten, nahm schließ-
lich doch noch – wenigstens in formaler Hinsicht
– einen erfreulichen Ausgang.

Erfreulich vor allem, weil François Mitterrand
sich in die Vorbereitungen des Europäischen Rates
derart hineingehängt hatte, daß ein Scheitern ihm
ganz persönlich geschadet hätte, ganz gleich ob
die Verantwortung für einen Mißerfolg Dritten
zuzuschreiben gewesen wäre (beispielsweise den
Briten und ihrem bösen Willen oder sogar der nie-
derländischen Präsidentschaft, deren Auslaufen
französischerseits mit Aufatmen zur Kenntnis ge-
nommen wurde). Erfreulich auch, weil das deutsch-
französische Tandem – das in den vorangegange-
nen Monaten sichtlich an Kraft verloren hatte, so
als sei durch Abnutzungseffekt schließlich einer
der geheimen Antriebe dieses Mechanismus zer-
brochen, der empfindlicher ist, als allgemein ver-
mutet wird – sich in Maastricht doch als wirksam
und einig erwiesen hat (ohne Zweifel wirksam,
weil einig). Erfreulich letztendlich und ganz be-
sonders, weil spät in der Nacht vom 10. auf den
11. Dezember 1991 plötzlich der Weg frei wurde,
zumindest in institutioneller Hinsicht, um vor
Ende dieses Jahrhunderts die Europäische Union,
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Bernard Brigouleix

Zu Beginn des Jahres 1992, Startpunkt für den
„Endspurt“ auf dem langen Weg zum einheitli-
chen Markt, aber auch Start eines anderen Mara-
thons, der zur doppelten Union – zur Politischen
sowie zur Wirtschafts- und Währungsunion –
führen soll, und schließlich ein Jahr nach dem
Golfkrieg, dessen Beendigung eine Neue Weltord-
nung zu versprechen schien, vermittelt die franzö-
sische Diplomatie einen seltsamen Eindruck, so
als suche sie, zwar keine Orientierungen, aber zu-
mindest Anhaltspunkte. Sie versucht, solche An-
haltspunkte um so mühsamer zu ertasten, als die
internationale Landschaft sich im vollen Wandel
befindet, ganz gleich ob im Osten Europas, im
Nahen und Mittleren Osten oder in Schwarzafri-
ka, wo Paris besonders empfindlich auf kritische
Ereignisse reagiert.

Dabei war das Jahr 1991 aus der Sicht des
Elysee-Palastes und des Quai d’Orsay überaus gut
zu Ende gegangen: Der Maastrichter Gipfel, in
dessen letzter Phase die offiziellen Reden einen ge-
radezu beschwörenden Charakter angenommen
und in offizielle Analysen angesichts des ziemlich
bedrohlich wirkenden gigantischen Ausmaßes der
Problemstellungen das Ganze bereits mit einem
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die dem Präsidenten aus Überzeugung und seit
langem am Herzen liegt, verwirklichen zu kön-
nen.

Dennoch hat der Erfolg von Maastricht, den
man in Paris sehnlichst herbeigewünscht hatte,
nicht genügt, um alle europäischen Zielsetzungen
Frankreichs auf einen klaren Weg zu bringen. Vor
allem hat er nicht ausgereicht, um der französi-
schen Diplomatie die Mittel bereitzustellen, die
sie braucht, um ihren Ambitionen – oder ihren
Träumen – nachgehen zu können. Dafür gibt es
zwei Ursachen und die heißen: Helmut Kohl und
John Major.

Die während des europäischen Gipfels zu be-
obachtende deutsch-französische Schönwetterla-
ge kam dem Elysee-Palast gerade recht. Allerdings
sollte nicht übersehen werden, daß die Franzosen,
wenn es sich nicht gerade um eine größere Krise
handelt, für die Herausforderungen des interna-
tionalen Geschehens wenig sensibel sind, und Er-
folg oder Mißerfolg ihrer Politiker auf der interna-
tionalen Szene kaum das Wählerverhalten be-
einflußt. In der Tat ist seit einigen Monaten der
Eindruck entstanden, daß Mitterrands Strategie
des Sonderbündnisses mit Bonn (die von Charles
de Gaulle 1963 begründet worden war und die
der amtierende Staatspräsident sich schon bald
voll zu eigen gemacht hatte) aus einer ganzen Rei-
he von Gründen in Frankreich nicht mehr voll
mitgetragen wird, ja gewisse Zerfallserscheinun-
gen aufweist. Mitterrand durfte sich deshalb ge-
radezu glücklich schätzen, nach manchen Widrig-
keiten und Enttäuschungen endlich allen jenen
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mit einem Dementi entgegentreten zu können,
die sein besonderes Verhältnis zu Helmut Kohl et-
was voreilig beerdigt hatten.

Erste Enttäuschungen nach Maastricht

Auf diese hochwillkommene Erneuerung der kon-
zertierten Aktion Paris – Bonn folgte ein zweifa-
cher deutscher „Alleinritt“, den offiziell zu kom-
mentieren man sich zwar auf französischer Seite
sehr wohl hütete, der aber überaus schmerzhaft
verspürt und in der Presse immer wieder hervor-
gehoben wird. Zum einen geht es – außenpoli-
tisch – darum, daß Bonn Kroatien und Slowenien
vor dem 15. Januar 1992 diplomatisch anerkann-
te, also dem Datum, auf das sich die Zwölf in die-
ser Hinsicht verständigt hatten, zum anderen –
wirtschaftlich und währungspolitisch – um die
Erhöhung der deutschen Zinssätze, die vom fran-
zösischen Wirtschafts- und Finanzminister Béré-
govoy mehr als kühl aufgenommen wurde.

Viel mehr war nicht nötig, um rückblickend
Maastricht in den Augen vieler Franzosen als ei-
nen Flop, als Mißerfolg erscheinen zu lassen: Was
ist denn eine politische Union wert, wenn Bonn in
dieser schrecklichen jugoslawischen Krise, die nun
einmal in besonderer Weise die ganze Zwölferge-
meinschaft tangiert, eigene Wege einschlägt? Was
hat es mit einer Wirtschafts- und Währungsunion
auf sich, wenn das mächtige und so überaus euro-
päische Deutschland bei erster sich bietender Ge-
legenheit sein eigenes Spielchen treibt? Natürlich
spielt bei diesem Umschwung in der öffentlichen
Meinung Frankreichs hinsichtlich der Maastrich-
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ter Bilanz auch die Unkenntnis der im Vertrags-
entwurf vorgesehenen Termine und Mechanis-
men eine gewisse Rolle (ganz abgesehen von den
historischen Bindungen, die es in der Bundesre-
publik zu bestimmten Elementen Ex-Jugosla-
wiens nun einmal gibt). Wie dem auch immer sei:
diese Relativierung der Gipfelergebnisse mindert
ihren Nutzen für die außenpolitische Strategie
Frankreichs.

Noch bedrückender ist freilich für den Elysee
Palast und den Quai d’Orsay die Feststellung, daß
diese doppelte Regelverletzung, wenn nicht des
Wortlauts, so doch des Geistes der gemeinsam er-
arbeiteten Vereinbarungen in Maastricht von dem
gerade wiedergefundenen deutschen Freund be-
gangen wurde. Und plötzlich laufen in den unter-
schiedlichsten Kreisen wieder die Spekulationen
über ein „Wiederaufleben der deutschen Frage“
um (wie beispielsweise im Leitartikel von Daniel
Vemet in Le Monde vom 22. Dezember 1991).
Eben das hatte die Regierung vermeiden wollen,
weniger aus Deutschfreundlichkeit als aus Ein-
sicht in die Tatsache, daß es zur Achse Paris –
Bonn keine Alternative gibt – heute weniger denn
je. Die deutsch-französische Zusammenarbeit ist
natürlich seit langem von solchen konjunkturel-
len Schwankungen unabhängig, dennoch geht es
hier um eine kapitale Verankerung der französi-
schen Diplomatie, die sich nun wieder verunsi-
chert fühlt. Und das ist nicht gut.

Notanker John Major?

Erklärt das vielleicht die Vorsicht, mit der Fran-
çois Mitterrand auch weiterhin das „britische
Dossier“ handhabt? Das ist wahrscheinlich über-
trieben. Aber alle Welt konnte in Maastricht und
danach beobachten, wie der französische Präsi-
dent, der tausend Gründe hatte, sich über John
Majors Verhalten zu ärgern, umgekehrt – um
nicht alles zu verlieren – dem britischen Regie-
rungschef mit Verständnis begegnete und es ihm
erleichterte, ohne Gesichtsverlust davonzukom-
men. Und das genau in dem Augenblick, zu dem
seine Partner begonnen hatten, den derzeitigen
Hausherrn in Downing Street 10 auf europäischer
Ebene ebenso unausstehlich wie die Iron Lady zu

finden, wenn auch eher aus konjunkturellen und
taktischen denn grundsätzlichen Erwägungen.

In der Tat dürfte Mitterrands Haltung zweifel-
los von der Absicht bestimmt gewesen sein, Maas-
tricht um jeden Preis zu einem Erfolg zu machen,
noch präziser: von der Sorge, die historische Stun-
de zugunsten der Europäischen Union nicht an
der Klippe britischen Zauderns scheitern zu las-
sen, zumal die kurze Geschichte des Aufbaus der
Europäischen Gemeinschaft gezeigt hat, daß Lon-
don sehr wohl bereit ist, sich Initiativen, die es zu-
nächst nicht unterschreiben wollte, anzuschlie-
ßen, wenn es die Umstände erfordern. Trotzdem
ist die Qualität der Aufmerksamkeit, die der fran-
zösische Präsident den Briten (übrigens auch den
Italienern) widmet, in Wahrheit zumeist auch ein
guter Indikator für das Vertrauen, das er Tag um
Tag in die Festigkeit des Bündnisses mit Bonn
setzt.

Sollte in der Liste der französisch-europäischen
Ungewißheiten vielleicht auch der besondere Fall
Jacques Delors erwähnt werden? Es gehört sicher
nicht zu den Aufgaben des Präsidenten der Kom-
mission in Brüssel, an der Spitze dieser mächtigen
Institution französische Politik zu treiben. Nie-
mand ist bisher auch nur auf den Gedanken ge-
kommen, Jacques Delors so etwas vorzuwerfen.
Aber Mitterrand mißt der Tatsache, daß die Per-
son, die am unmittelbarsten mit dem einheitli-
chen Markt und der Europäischen Union befaßt
ist, sein ehemaliger Finanzminister ist, eine hohe
symbolische Bedeutung zu. Es vergeht kaum ein
Tag, an dem nicht über seine Rückkehr in die na-
tionale Politik spekuliert wird, um Edith Cresson
im Matignon, dem Sitz der französischen Regie-
rung, abzulösen und so ein Wahldesaster zu ver-
hindern. Der Betroffene selbst hütet sich, diesen
Gerüchten Nahrung zu geben. Aber er enthält
sich auch jeglichen Dementis. Das wiederum
heißt, daß sein Verbleiben in Brüssel ein weiteres
Fragezeichen ist.

Die Ungewißheiten im Osten

Mit Blick auf die lange europäische Frontlinie lau-
tet die Frage weniger „Was will Frankreich?“ als
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vielmehr „Mit wem will und vor allem mit wem
kann Frankreich gehen?“. Diese Fragestellung be-
schränkt sich keineswegs auf das Europa der Ge-
meinschaft, sondern auch auf den Osten des Kon-
tinents, dessen stürmische Entwicklung den fran-
zösischen Präsidenten, wie man weiß, mit großer
Besorgnis erfüllt, die Vorgänge in der Ex-DDR
eingeschlossen. Richtig ist auch, daß sich Mitter-
rand, vor allem was den Zerfall des sowjetischen
Imperiums betrifft, mit seinen Fragen und Unge-
wißheiten in bester Gesellschaft befindet, denn
die gesamte westliche Welt steht diesen Vorgängen
mit einer stark an peinliche Verlegenheit erinnern-
den Ratlosigkeit gegenüber.

Für die französische Diplomatie liegt das Pro-
blem darin, daß auch andere wichtige Aspekte ih-
rer Außenpolitik zur Zeit wenig günstig gelagert
zu sein scheinen. Und das ist noch bescheiden aus-
gedrückt. Das gilt ganz besonders für den Nahen
und Mittleren Osten. Frankreich hat – zu Recht
oder zu Unrecht – stets geglaubt, in dieser Region
eine besondere Rolle spielen zu müssen (und kei-
neswegs nur in seinen ehemaligen nordafrikani-
schen Kolonien).

Der Krieg zur Befreiung Kuwaits markierte in
diesem Zusammenhang einen entscheidenden
Wendepunkt. Im ersten Golfkrieg, in dem der
Iran gegen den Irak stand, hatte sich Paris erheb-
lich für Bagdad engagiert. Diese auf Giscard
d’Estaing (und in gewisser Hinsicht auch auf
Pompidou) zurückgehende Orientierung wurde
von François Mitterrand übernommen, der es
dann aber nach der Invasion und Annexion Ku-
waits durch Saddam Hussein nicht an Solidarität
mit dem westlichen Lager fehlen ließ und nicht
zögerte, mit dem Segen der Vereinten Nationen
unverzüglich ein Militärkontingent an den Golf
zu entsenden – so bescheiden dieser Beitrag im
Vergleich zu den dorthin beorderten amerika-
nischen Streitkräften auch immer gewesen sein
mag.

Damit verband sich für die französische Di-
plomatie eine doppelte Verpflichtung. Erstens galt
es, schnell und wirksam die „Operation Verlock-
ung“ an die Adresse Teherans zu reaktivieren, die

Frankreich bereits zum Ende des ersten Golfkon-
flikts mit einem logischen doppelten Hinterge-
danken eingeleitet hatte: die Region bedarf drin-
gend einer starken stabilisierenden Macht, die der
Irak nicht länger sein konnte. Es liegt im Interesse
Frankreichs, mit dieser Macht befreundet zu sein.
Das erklärt auch die französische Bereitschaft, den
Finanzstreit beizulegen, der unter dem Namen
„Eurodif“ (eine ziemlich hohe Beteiligung, die der
Iran noch zu Zeiten des Schahs eingegangen war)
bekannt geworden ist.

Die andere Verpflichtung besteht darin, in der
arabischen Welt, in der das französische Golf-
krieg-Engagement auf kein rechtes Verständnis
gestoßen war, vor allem in Algerien (die jüngste
Entwicklung hat in Paris große Besorgnis aus-
gelöst), die Versöhnung mit zwei Staaten zu be-
treiben, deren Politik nicht gerade profranzösisch
ist: Syrien und Libyen. Diese Versöhnung wird da-
durch erleichtert, daß Syriens Hafiz al-Assad im
Konflikt um Kuwait eindeutig gegen seinen baath-
sozialistischen Bruderfeind Saddam Hussein Stel-
lung bezogen und Oberst Gaddafi in diesem 
Konflikt weit weniger die Karte des islamischen
Dschihad ausgespielt hatte, als im Westen be-
fürchtet worden war.

Teheran – Damaskus – Tripolis

Kurzum, die französische Diplomatie mußte in
den vergangenen Monaten sehr viel Energie dar-
auf verwenden, die Gesprächsfäden mit Teheran,
Damaskus und Tripolis unter den verschiedensten
Gesichtspunkten neu zu knüpfen. Dabei stieß sie
immer wieder auf große Schwierigkeiten, mei-
stens juristischer Natur, die freilich in jedem Fall
große öffentliche Resonanz fanden: der Verdacht,
daß iranische Behörden bei der Ermordung des
früheren Premierministers Schahpur Bachtiar die
Hand im Spiele hatten; die Vermutung, daß liby-
sche Agenten für das Attentat auf die DC 10 der
französischen UTA-Linie (270 Tote 1989) verant-
wortlich waren; die Rolle, die Syrien bei mehreren
blutigen Aktionen gegen französische Staatsbür-
ger im Libanon spielte und auch die Tatsache, daß
sich der als Kriegsverbrechergesuchte Alois Brun-
ner immer noch dort aufhält. Die für den vergan-
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genen Dezember geplante Reise von Außenminis-
ter Roland Dumas nach Damaskus wurde auf Be-
treiben von Rechtsanwalt Serge Klarsfeld, der sich
auf das Aufspüren ehemaliger Naziverbrecher spe-
zialisie rt hat, verschoben.

Obwohl die Personen und die Vorgänge, um
die es hier gebt, in keiner Weise mit den europäi-
schen Fragestellungen verglichen werden können,
entsteht auch in dieser Hinsicht, gemessen an den
französischen Absichten, der Eindruck, daß deren
Vorstellungen vor Ort nicht entsprochen wird, so
als mangle es der Pariser Diplomatie zur Zeit we-
niger an Ideen als an geeigneten Gesprächspart-
nern. Das ist ein Tatbestand, dem man auch in der
afrikanischen Szene begegnet. 

Schwarzafrika

Mit Blick auf den schwarzen Kontinent hatte
François Mitterrand auf dem französisch-afrikani-
schen Gipfeltreffen 1989 in La Baule die alten (in
Wirklichkeit aber doch neuen) Grundsätze der
französischen Kooperationspolitik klargelegt: die
Wahrung eines prioritären französischen Einflus-
ses in Afrika rechtfertige noch lange nicht die Un-
terstützung jedes Regimes, vor allem, wenn es sich
um Diktaturen handelt. Dieses Verhalten könnte
durchaus mit der Politik Washingtons gegenüber
Lateinamerika verglichen werden. Die Pariser
Hilfe wird ab sofort davon abhängig gemacht, ob
sich die führenden Politiker der Empfängerstaaten
in Richtung Demokratisierung ihrer Länder be-

wegen. Manche Teilnehmer an diesem Treffen
fühlten sich zutiefst gekränkt, andere (gelegent-
lich dieselben) hatten schließlich begriffen, daß
auch sie einen Teil ihrer Macht zu opfern hätten.
Das offizielle Frankreich durfte sich beglückwün-
schen, vor allem, seit in verschiedenen schwarzen
Hauptstädten „Nationalkonferenzen“ aus dem Ei
schlüpfen, die ein Gegenstück zu den „Etats
généraux“ der Französischen Revolution sind oder
zumindest sein könnten: Unzufriedenheiten kom-
men zum Ausdruck, demokratischere oder zu-
mindest gemeinschaftlichere Lösungen für die
Probleme der wirtschaftlichen, sozialen und –
auch das sollte gesagt sein – politischen Unterent-
wicklung werden gesucht.

Unglücklicherweise hat sich Frankreich in zwei
widersprüchliche Sichtweisen verstrickt: einerseits
wollte es die Demokratisierung fördern, anderer-
seits den Dialog mit Staaten fortführen, deren
Vertreter es kennt, an die es sich gewöhnt hatte
(und umgekehrt). (...)

Gewiß ist es von Maastricht bis Antananarivo
weit, sehr weit, ebenso wie vom Bündnis mit
Bonn zur Versöhnung mit Damaskus oder Tehe-
ran und von den Stukkaturen im Quai d'Orsay zu
den Sanddünen des Tibesti-Massivs. Aber die Au-
ßenpolitik Frankreichs ist in ihrer großen Vielfalt
immer auch ein Ganzes. Diesem „Ganzen“ dürf-
te es heute zwar nicht an Definition, wohl aber an
Partnern fehlen, die die gleichen Ambitionen, den
gleichen Gebrauch der Mittel teilen.


